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«Die islamische
Kampfansage»

Wie üblich ist Eric Gujers Analyse bril-
lant und von wohltuender Klarheit
(«Die islamische Kampfansage» NZZ
12. 9. 2026). Interessanterweise hat am
selben Wochenende auch der «Econo-
mist» dem Islam in Europa seinen Leit-
artikel gewidmet – mit teilweise erstaun-
lich ähnlichen Beobachtungen, aber
einer grundlegend anderen Diagnose.

Beide sehen im Islamismus eine reale
Gefahr. Beide beschreiben den Einfluss
gut organisierter islamistischer Gruppen
auf Schulen und andere Institutionen,
den Druck auf liberale Muslime sowie
die Einschränkung der Meinungsfrei-
heit. Und beide kritisieren eine politi-
sche Linke und staatliche Institutionen,
die aus Angst vor Rassismusvorwürfen
zu lange weggeschaut haben.

Doch bei der entscheidenden Frage
trennen sich ihre Wege. Gujer sieht
darin die Zeichen einer schleichenden
Islamisierung Europas. Der «Econo-
mist» hält genau diese Schlussfolgerung
für falsch. Islamismus sei eine reale,
aber begrenzte Gefahr; Europas Mus-
lime würden sich langfristig integrie-
ren wie andere Einwanderungsgruppen
vor ihnen.

Damit stehen sich zwei Risikoein-
schätzungen gegenüber:Gujer warnt da-
vor, eine langsame gesellschaftliche
Transformation erst zu erkennen, wenn
sie kaum mehr umkehrbar sei. Der
«Economist» warnt davor, reale islamis-
tische Probleme zu einer Islamisierung
Europas hochzurechnen und damit eine
Polarisierung zu fördern, von der die
Extremisten beider Seiten
profitierten.

Wer recht hat, wird sich wohl erst in
einigen Jahrzehnten zeigen.Für Europas
Zukunft könnte es allerdings kaum eine
wichtigere Frage geben.

Christian Hafner, Zürich

«Führende KI-Firmen
treten auf die Bremse»

Die Berichterstattung «Führende KI-
Firmen treten auf die Bremse» (NZZ
14. 9. 2026) suggeriert, dass KI poten-
ziell gefährlich für die Menschheit sei
und deshalb stärker reguliert werden
müsse. Bemerkenswert ist, dass ausge-
rechnet die grossen KI-Unternehmen
selbst besonders laut davor warnen.
Diese Warnungen verdienen eine kriti-
schere Einordnung.

Der Begriff «KI» ist irreführend und
unpräzis. Gemeint sind grosse Sprach-
modelle, die mit Software-Werkzeugen
als sogenannten Agenten selbständig
vorgegebene Aufgaben ausführen kön-
nen. Gerade diese Agenten sollen nun
besonders «gefährlich» sein.

Als IT-Experte und langjähriger Ent-
wickler KI-gestützter Systeme sehe ich
darin vor allem eine Marketingstrategie
von Open AI, Anthropic und Co. Die
Warnung vor der eigenen Technologie

lenkt von enttäuschenden Geschäfts-
zahlen und überhöhten Erwartungen
ab – und liefert zugleich Argumente für
Regulierung, die vor allem der Konkur-
renz schaden dürfte. Das gilt insbeson-
dere für chinesische Anbieter.

Frei nutzbare Modelle von Z.ai,Ali-
baba und Co. sind für viele Nutzer
längst eine kostengünstige Alternative
zu teuren amerikanischen «Frontier-
modellen». Je besser sie werden, desto
schwieriger wird es für westliche An-
bieter, ihre Milliardeninvestitionen zu
amortisieren. Regulierung wird so auch
zur Markteintrittsbarriere.

Die erwähnten Hacks von KI-Agen-
ten sind real und gefährlich. Doch das
Problem sind weniger die Agenten als
unsichere digitale Systeme und schlecht
geschriebene Software. Ein unsicheres
System bleibt unsicher – mit oder
ohne KI.

Die grössere Gefahr sehe ich in den
finanziellenVerflechtungen der KI- und
Chip-Firmen und den enormen Investi-
tionen ohne glaubhaften Plan zurAmor-
tisation. Dass die NZZ die Warnungen
der Branche prominent wiedergibt, aber
kaum unabhängige Gegenstimmen zu
Wort kommen lässt, ist bedauerlich.Ge-
rade bei einem derart interessengeleite-
ten Thema hätte ich mehr journalisti-
sche Distanz erwartet.

Lukas Graf, Dübendorf

Weltweit kritisieren führendeMathema-
tiker den Einsatz von KI bei bislang un-
gelösten Problemen. Da gleichzeitig
auch viele KI-CEO eine langsamere
Entwicklung fordern, lässt sich diese
Kritik durchaus als Hoffnungsschimmer
werten. Die Mathematiker kritisieren,
dass zwar das Ergebnis richtig ist, aber
(noch) nicht von Menschen verstanden
wird, welcher Weg zur Lösung beschrit-
ten wurde.

Auf der anderen Seite ist die Sorge
der CEO der beiden führenden KI-Fir-
men, dass kooperierende KI-Agenten
immer eigenständiger handeln. Dafür
wäre aber ein bestimmter mentaler Zu-
stand, verbunden mit einer Absicht und
einem freienWillen, notwendig.

Diese Absicht kann dann auch das
Auslöschen der Menschheit sein. Die
Mathematiker gehen wohl nicht davon
aus, dass die gefundenen Lösungen auf
einem freienWillen der KI-Systeme be-
ruhen, sondern vielmehr auf einem noch
nicht nachvollziehbaren Algorithmus.

Hier tut sich ein Hoffnungsschimmer
auf: Vielleicht agieren die scheinbar
autonomen KI-Agenten doch nicht
autonom, sondern einfach aufgrund von
Algorithmen, deren Funktionsweise
auch die eigenen Entwickler noch nicht
verstehen.

Prof. Dr. Otto Petrovic, Professor für
Wirtschaftsinformatik an der Universität

Graz, Graz (AT)

Sterbehilfe verbieten

Die beiden porträtierten Seniorinnen
setzen sich mit Überzeugung dafür ein,
dass in privaten Altersheimen kein

Zwang herrschen darf betreffend assis-
tierten Suizid («Den Tod fürchten sie
nicht»,NZZ 14. 9. 2026). Sie belegen mit
guten Gründen, weshalb man diese
Heime nicht dazu verpflichten sollte,
Suizid in ihrer Institution zuzulassen.

Der Staat habe kein Recht, darüber
zu bestimmen, ob Sterbehilfeorganisa-
tionen an diesen geschützten Orten Zu-
tritt erhalten sollten. Der Freiheit des
Individuums ist unbedingt Nachachtung
zu verschaffen, und entsprechende Ein-
richtungen sind zu schützen.

Hans Corrodi, Wetzikon

Lesemüdigkeit
im Bundeshaus

«Die Lesemüdigkeit im Bundeshaus ist
beunruhigend» (NZZ 15. 9. 2026), das
brandmarkt Katharina Fontana treffend.
Sie ist kein Betriebsunfall, sondern ein
Symptom. Der Bundesrat und die Bun-
desverwaltung haben beim milliarden-
schweren F-35-Kauf Verträge nicht ge-
lesen, Fixpreise versprochen, die nicht
existierten, und Verantwortlichkeiten
verwischt. Jetzt sollen dieselbenAkteure
uns bei der Neutralitätsinitiative und
den EU-Abkommen belehren?

Wir können dem Bundesrat und der
Bundesverwaltung leider nicht mehr
blind trauen. Sie wollen uns gegen die
Neutralität und für eine immer engere
EU-Anbindung gewinnen.Warum soll-
ten wir ausgerechnet bei diesen exis-
tenziellen Entscheidungen plötzlich an-
nehmen, sie hätten ihren Job sorgfältig
gemacht?

Das F-35-Debakel zeigt: Entweder
herrscht krasse Inkompetenz, oder die
Wahrheit wird bewusst zurückgehalten.
Beides ist unerträglich. Bei jedem der-
artigen Versagen stellt sich die Frage
neu: Absicht oder Unfähigkeit? Die
Antwort darauf ändert jedoch nichts an
den Konsequenzen.

Eine gefestigte Demokratie erträgt
keine weitere Lesemüdigkeit der Mäch-
tigen – und schon gar keine, die unsere
Unabhängigkeit verspielt.

Stephan Rietiker, Baar

TRIBÜNE

Die Lex-Koller-
Vorlage schadet
Gastkommentar
VON DANIEL GRUBER

Unter dem Vorwand, die Wohnungsnot zu bekämpfen, präsen-
tiert das Justizdepartement unter Beat Jans ein populistisches
Scheinrezept. Die Vorlage ist kein Beitrag zur Lösung, sondern
ein politischer Rohrkrepierer.Trotzdem hält der Bundesrat daran
fest, denn er bedient damit die Narrative der Polparteien. Ent-
sprechend wird die bundesrätliche Steilvorlage von SP und SVP
dankbar aufgenommen. Die einen sehen die Möglichkeit, den
«Raubtierkapitalismus» einzubremsen, die anderen bewirtschaf-
ten ihr Abschottungsnarrativ. Gemeinsam bekämpfen sie ihr
jeweiliges ideologisches Feindbild – nicht die Wohnungsnot.

Mit der vorgeschlagenen Gesetzesrevision entsteht allerdings
kein zusätzlicher Quadratmeter Wohnraum. Keine einzige neue
Wohnung wird gebaut. Keine Miete sinkt. Das bestätigt ausge-
rechnet die vom Bund selbst in Auftrag gegebene Studie zu den
Folgen. Statt Bewilligungsverfahren zu beschleunigen, Einspra-
chen zu begrenzen und Verdichtung zu ermöglichen, betreibt der
Bundesrat Symbolpolitik. Die Zielscheibe sind kotierte Immobi-
liengesellschaften, Immobilienfonds und Gewerbeimmobilien.
Doch kotierte Gesellschaften halten weniger als 1 Prozent des
Wohnungsbestands. Zusammen mit den Fonds sind es weniger
als 4,5 Prozent.Wer hier den Hebel ansetzt, simuliert Handlungs-
fähigkeit – ohne jegliche Wirkung auf den Wohnungsmarkt.

Bei Gewerbeimmobilien wird die Vorlage vollends absurd.
Büros, Gewerbeflächen und Einkaufszentren verdrängen keine
einzige Wohnung. In diesem Markt herrscht kein Mangel, son-
dern Leerstand.Trotzdem nimmt der Bundesrat mit seiner regu-
latorischen Schrotflinte potenziell Tausende KMU ins Visier,
nur weil sie ihre eigenen Betriebsimmobilien halten. Der Scha-
den wäre immens. Die Schweiz braucht Milliarden für Woh-
nungsbau, Verdichtung, Arealentwicklung und nachhaltige Ge-
bäude. Genau dieses Kapital verteuert und verunsichert die
Vorlage. Sie schwächt den Kapitalmarktzugang und signalisiert
Investoren: Auf Schweizer Spielregeln ist nicht mehr Verlass.

Kapital ist mobil. Wer es vertreibt, schafft keinen bezahl-
baren Wohnraum – er verhindert Investitionen. Dabei sind es
gerade institutionelle Investoren wie Pensionskassen, Versiche-
rungen und kotierte Immobiliengesellschaften, die dank ihrem
Know-how zu den bedeutendsten und verlässlichsten Bauherren
des Landes gehören. Sie gestalten und finanzieren neue Quar-
tiere, Verdichtungsprojekte und Ersatzneubauten und würden
mit der Verschärfung geschwächt.

Die Rechnung zahlen jene, die der Bundesrat angeblich schüt-
zen will. Schweizer Pensionskassen investieren Milliarden in
Immobiliengesellschaften und -fonds.Verlieren diese Anlagen an
Wert, trifft das nicht anonyme Spekulanten, sondern ganz direkt
dieAltersvorsorge vonMillionen Schweizerinnen und Schweizern.

Hinzu kommt der ordnungspolitische Dammbruch. Die Lex
Koller sollte den direkten Immobilienerwerb durch Personen
im Ausland regeln. Nun soll sie ganze Anlagekategorien und
Kapitalmarktstrukturen erfassen. Heute sind es Immobilien-
gesellschaften, morgen Technologie- oder Industrieunterneh-
men. Ganz nach der aktuellen politischen Gemengelage. Wer
aber Kapitalmärkte politisch zu lenken beginnt, spielt ein brand-
gefährliches Spiel.

Die Schweiz verdankt ihren Erfolg den garantierten Eigen-
tumsrechten, der wirtschaftlichen Freiheit, der Rechtssicherheit
und der Offenheit – nicht Abschottung,Willkür und staatlicher
Symbolpolitik.

Wer die Wohnungsnot bekämpfen will, muss Bauen ermög-
lichen statt Kapital vertreiben.Diese Lex-Koller-Verschärfung ist
jedoch nicht nur wirkungslos, sondern äusserst schädlich. Sie
schafft keine Wohnung, verteuert Investitionen, schwächt die
Altersvorsorge und beschädigt unseren Wirtschaftsstandort.Wer
diese Vorlage unterstützt, löst kein Problem. Er schafft neue.

Daniel Gruber ist Inhaber eines Ingenieurbüros sowie Präsident der FDP
des Kantons Zug.
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Die Globalisierung ist martialischer geworden. In
seiner erstenAmtszeit als amerikanischer Präsident
hat Donald Trump einen Handelskrieg nicht nur
gegen China, sondern zunehmend gegen die öko-
nomische Weltordnung begonnen. In der Rück-
schau wirken die damaligen Schritte zur Abkehr
von einer multilateralenWirtschafts- und Handels-
politik der USA fast schon konventionell. In den
vergangenen Jahren verschränkten sich zudem
wirtschaftliche und militärische Kriegsführung zu-
sehends.Der russische Grossangriff auf die Ukraine
und der israelisch-amerikanische Krieg gegen Iran
sind zusätzlich dadurch geprägt, dass Rohstoffe und
ihre Lieferwege alsWaffen eingesetzt werden.

Geoökonomie ist ansteckend

Mit dieser Entwicklung ist der Begriff der Geo-
ökonomie allgegenwärtig geworden.Geoökonomie
bezeichnet den Einsatz wirtschaftlicher Mittel, um
geopolitische Interessendurchzusetzen.Wirtschafts-
kriege sind ihre aggressivste Spielart: Handelskon-
trollen,Zölle,Sanktionen bis hin zu physischen Blo-
ckaden werden eingesetzt, um geopolitische Ziele
zu erreichen. Eine solche wirtschaftliche Kriegs-
führungkann einErsatz für tatsächlicheKriege sein,
wenn Staaten die hohen menschlichen und wirt-
schaftlichenKostenmilitärischerAktionen scheuen.
Die jüngstenKonflikte zeigen jedoch,dass sich öko-
nomische und kriegerische Instrumente ergänzen.

DieVorstellung einer friedvollen Globalisierung
mit Freihandel zum Nutzen aller Länder ist unter
Druck geraten. In einer geoökonomischen Welt
herrscht die Idee eines Nullsummenspiels vor:Was
der eine gewinnt, verliert der andere.Das Paradoxe
daran ist, dass es einzig so weit kommen konnte,
weil die Globalisierung so erfolgreich war: Nur
wirtschaftlich verflochtene Länder geraten in Ab-
hängigkeiten, die sich als Druckmittel nutzen las-
sen.DerAufstieg der Geoökonomie erklärt sich auf

den ersten Blick aus der zunehmenden Rivalität
zwischen den grossenMächten, die als Ersatzhand-
lung ökonomisch abläuft. Hinzu kommt, dass die
USA weniger dazu bereit sind, die Kosten ihrer
Ordnungsrolle zu tragen. Sie definieren ihre Rolle
enger am eigenen Interesse. So strebt die offizielle
amerikanische Sicherheitsstrategie Vorrang in der
westlichen Hemisphäre und andernorts regionale
oder globale Machtgleichgewichte an.

Zugleich sorgen Verteilungskonflikte, Migra-
tionsströme und unerfüllteWohlfahrtsversprechen
dafür, dass dieAkzeptanz der Globalisierung in vie-
len westlichen Ländern sinkt – und der populisti-
sche Ruf nach nationalen Lösungen lauter wird.
Machtpolitische, geoökonomische Mittel wie Zölle
oder Industriepolitik sind hier deckungsgleich mit
nationalstaatlichen,wirtschaftspolitischen Reaktio-
nen auf vermeintliche oder tatsächliche Exzesse
der Globalisierung.Es entsteht eine Rückkopplung:
Was ein Land an vermeintlichen Schutzmassnah-
men einführt, provoziert Gegenmassnahmen in
anderen. Die Folge ist eine Fragmentierung des
Welthandels, die wiederum nach geoökonomischen
Massnahmen ruft: ein Teufelskreis.

Geoökonomie ist in diesem Sinne ansteckend.
Durch geoökonomische Massnahmen können ein-
zelne Länder, Schlafwandlern gleich, in wirtschaft-
liche oder tatsächliche Kriege hineinrutschen, in
denen nicht nur ökonomische Instrumente verwen-
det werden, sondern auch kinetisch um wirtschaft-
liche Güter gekämpft wird.Der Griff zu geoökono-
mischenMachtprojektionen kann für einzelne Län-
der sinnvoll und erfolgreich sein, vor allem als Al-
ternative zu einer militärischen Eskalation.
Rohstoffe wie Erdöl und Erdgas oder kritische
Mineralien nehmen eine zentrale Rolle ein. Dabei
ist denmeisten klar, dass das Nullsummenspiel öko-
nomisch gesehen früher oder später in ein Negativ-
summenspiel abgleiten wird. Einzelne betroffene
Länder wie auch dieWeltwirtschaft insgesamt wer-

den langfristig Wohlfahrtsverluste erleiden, wenn
die Märkte nach politischen Massgaben einge-
schränkt werden oder wenn die Wirtschaftspolitik
nur mehr im Zeichen nationaler Sicherheit steht.

Nationale Sicherheit wird dabei leicht zum Uni-
versalargument und zu einer Gelegenheit für Inter-
essengruppen, ihre Anliegen mit dem Etikett des
Schutzbedürfnisses zu versehen. Im Namen der
Sicherheit hebeln die einen Länder ihre Schulden-
bremse aus, andere wiederum betreiben Industrie-
politik. Geringerer wirtschaftlicher Wettbewerb
zwischen den Ländern schränkt zudem die interna-
tionale Arbeitsteilung, die Fähigkeit zu Innovatio-
nen und die ökonomische Effizienz ein.

Wirtschaftsräume sichern

Auf lange Sicht aber schwindet die geoökonomi-
sche Macht, wenn sie missbraucht oder übernutzt
wird. So erweisen sich Märkte in der Regel als
widerstandsfähig, Unternehmerinstinkte sind zu-
dem darauf ausgerichtet, die geoökonomischen
Instrumente zu unterwandern.Der kanadische Pre-
mierminister Mark Carney sprach vomAusbau der
Kooperation zwischen den «mittleren Mächten».
Dies kann so weit gehen, neueWirtschaftsräume zu
schaffen, wobei die EU bereits zeigt, dass kleinere
und mittlere Länder einen gemeinsamen Binnen-
markt schaffen können.

Auch Netzwerke von bilateralen und plurilate-
ralen Handelsvereinbarungen bieten sich an – be-
sonders für tatsächlich kritische Güter. Die Initia-
tive «Future of Investment andTrade Partnership»,
der auch die Schweiz angehört, vereint lose kleine
und mittelgrosse Volkswirtschaften. Multilaterale
Handelsregeln könnten auch mit Ausnahmen für
geopolitische Rivalen angereichert werden, um das
gesamte System zu retten. Solche Vorschläge sind
selbst geoökonomisch, aber ihr Ziel ist nicht der
kurzfristige Vorteil auf Kosten anderer. Ihr Ziel ist
es, Wirtschaftsräume zu sichern, in denen Handel,
WettbewerbundArbeitsteilung allenSeitennützen.

Die Debatte zur Geoökonomie zeigt, dass wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit der beste Schutz-
schild für ein Land ist. Eine allzu strategischeWirt-
schaftspolitik oder das Streben nach Autarkie
schwächt die eigeneMachtbasis. Solide Staatsfinan-
zen, Zugang zu internationalen Märkten und eine
innovative und produktive Wirtschaft sind weiter-
hin die Grundlage für Erfolg – auch in einer verän-
dertenWelt.Weniger mächtige Staaten haben einen
starkenVerbündeten: dieMacht der ökonomischen
Gesetze. Geoökonomische Machtpolitik ist auf
schnelle Ergebnisse aus, aber Marktmechanismen
haben den längeren Atem. Deshalb lohnt es sich
auch aus geoökonomischer Sicht, politisch nicht in
die Überwindung ökonomischer Gesetze zu inves-
tieren, sondern in den Schutz offener Märkte.

Gerald Hosp ist der Geschäftsführer der Stiftung
Zukunft.li.; Christof Rühl ist Senior Research Scholar am
Center on Global Energy Policy der Columbia University.
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Eine allzu strategische
Wirtschaftspolitik oder
das Streben nach Autarkie
schwächt die eigene
Machtbasis.

Die Macht
ökonomischer Gesetze
Geoökonomische Machtpolitik ist auf schnelle Ergebnisse aus,
aber Marktmechanismen haben den längeren Atem.
Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und offene Märkte
sind somit der beste Schutzschild für ein Land.
Gastkommentar von Gerald Hosp und Christof Rühl


